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Nr. 187 

Beihilfeordnung für Priester 

Zur Regelung der Gewährung von Beihilfen an Priester 

und Diakone des Erzbistums Freiburg wird folgendes 

verordnet: 

§ 1 Beihilfeberechtigte Personen 

1. In Krankheitsfällen sowie für Aufwendungen bei Maß¬ 
nahmen zur Früherkennung von Krankheiten und für 

Schutzimpfungen werden Beihilfen gewährt an: 

a) Priester im aktiven Dienst, 

b) Diakone, die sich auf die Priesterweihe vorbereiten, 

c) Priesterkandidaten ab Eintritt in das Priesterseminar, 

d) Priesterkandidaten im Gemeindejahr, 

e) Priester im Ruhestand, 

solange diese vom Erzbistum Dienstbezüge, Ruhegehalt, 

Unterhaltsbeitrag oder Unterhaltsbeihilfe erhalten. 

Die Beihilfen ergänzen in diesen Fällen die Eigenvorsorge, 

die aus den laufenden Bezügen zu bestreiten ist. 

2. Voraussetzung ist, daß der Beihilfeberechtigte sich bei der 
Pax-Krankenkasse katholischer Priester Deutschlands, Ver¬ 

sicherungsverein auf Gegenseitigkeit, Blumenstraße 12, 

5000 Köln 1, im Krankheitskostentarif NK gegen Krank¬ 

heitskosten versichert hat. 

Über Ausnahmen entscheidet das Erzbischöfliche Ordi¬ 

nariat. 

3. Wenn Berechtigte gemäß Absatz 1 Beihilfeansprüche nach 

einer anderen Ordnung haben, sind Beihilfeansprüche nach 

dieser Ordnung ausgeschlossen. 

§ 2 Leistungsrecht 

Für die Gewährung von Beihilfen gelten grundsätzlich die 

Beihilfevorschriften - BhV - des Bundes für seine Beamten 

vom 19. April 1985, zuletzt geändert am 19. September 1989, 

in der jeweils geltenden Fassung, soweit nicht nachstehend 

abweichende Bestimmungen gelten. Oberste Dienstbehörde 

bzw. sonstige Behörde im Sinne der BhV-Bund ist das Erz- 

bischöfliche Ordinariat. 

§ 3 Ausnahmen vom Leistungsrecht 

1. Beihilfefähig sind nur die Aufwendungen für die eigene 

Person des in § 1 Nr. 1 genannten Personenkreises. 

2. Angehörige werden weder bei den Aufwendungen noch 

beim Bemessungssatz berücksichtigt. 

3. Beihilfen werden nicht gewährt zu den Aufwendungen aus 

Anlaß des Todes. 

4. Die §§ 12 und 16 einschließlich der Verfahrensvorschrif¬ 

ten des § 17 der BhV-Bund finden keine Anwendung. 

§ 4 Anerkennung der Beihilfefähigkeit 

in bestimmten Fällen 

1. Für die beihilfefähigen Aufwendungen aus Anlaß 
a) von psychotherapeutischer Behandlung, 

b) der Anschaffung von Hilfsmitteln, 
c) der Durchführung einer Sanatoriumsbehandlung, 

d) der Durchführung einer Heilkur, 

e) einer Krankenbehandlung außerhalb der Bundesrepu¬ 

blik Deutschland 

gelten bezüglich des Anerkennungsverfahrens die Absätze 

2 bis 4; bei den Buchstaben b bis e jedoch nur dann, wenn 

auch die BhV-Bund eine vorherige schriftliche Anerken¬ 

nung der Beihilfefähigkeit vorschreibt. 

Die vorherige Anerkennung ist beim Erzbischöflichen 

Ordinariat schriftlich zu beantragen. 
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§ 7 Verfahren 2. Dem Antrag auf Anerkennung der Beihilfefähigkeit für 

Psychotherapie ist ein begründetes ärztliches Gutachten 

mit Angaben zu Notwendigkeit und Art und Umfang der 

Behandlung beizufügen. Gegebenenfalls kann das Erzbi¬ 

schöfliche Ordinariat den Gutachter oder einen weiteren 

Gutachter bestimmen. 

3. Dem Antrag auf Anerkennung der Beihilfefähigkeit der 

Durchführung einer Sanatoriumsbehandlung oder Heil¬ 

kur ist ein begründetes ärztliches Gutachten beizufügen; 

die Anschrift des Sanatoriums oder der Krankenanstalt 
bzw. der Kurort und Datum des An- und Abreisetages 

sind anzugeben. 

4. Dem Antrag auf Anerkennung von Krankenbehand¬ 

lungskosten außerhalb der Bundesrepublik Deutschland 

ist ein begründetes ärztliches Gutachten beizufügen, aus 

dem hervorgeht, daß die Behandlung außerhalb der Bun¬ 

desrepublik Deutschland wegen der wesentlich größeren 

Erfolgsaussicht zwingend notwendig ist. Die Anerken¬ 

nung der Beihilfefähigkeit von Aufwendungen, die im 

Zusammenhang mit kurähnlichen Maßnahmen stehen, 
ist ausgeschlossen. 

§ 5 Beihilfen beim Tode des Beihilfeberechtigten 

1. Zu den beihilfefähigen Aufwendungen in Krankheitsfäl¬ 

len, die bis zum Tode des Beihilfeberechtigten entstan¬ 

den sind, können an natürliche und juristische Personen 

Beihilfen gewährt werden, soweit sie die von dritter Seite 

in Rechnung gestellten Aufwendungen bezahlt haben und 

die Originalbelege vorliegen. 

Die Beihilfe darf zusammen mit sonstigen Leistungen, die 

zur Deckung der in Rechnung gestellten Aufwendungen 

bestimmt sind, die tatsächlich entstandenen Aufwendun¬ 

gen nicht übersteigen. 

2. Die Beihilfe ist in diesen Fällen beim Erzbischöflichen Or¬ 

dinariat unter Beachtung von § 7 Abs. 3 zu beantragen. 

1. Die entstandenen Aufwendungen sind nach Möglichkeit 

durch die Vorlage von Urschriften der Krankheitskosten- 

Rechnungen und -Belege und Vorlage eines schriftlichen 

Antrages (Formblatt) der 

Pax-Krankenkasse katholischer Priester Deutschlands, 

Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit, 

Blumenstraße 12, 1000 Köln 1, 

nachzuweisen. 

2. Die Beihilfe zu den beihilfefähigen Aufwendungen aus An¬ 

laß einer wegen Pflegebedürftigkeit notwendigen dauern¬ 

den Unterbringung körperlich oder geistig Kranker in 

Kranken-, Heil- und Pflegeanstalten sowie Pflegeheimen 

ist beim Erzbischöflichen Ordinariat zu beantragen. 

3. Die Beihilfe zu den beihilfefähigen Aufwendungen, die 

bis zum Tode des Beihilfeberechtigten entstanden sind, 

ist abweichend von den üblichen Erstattungsverfahren 

nach erfolgter Abrechnung durch die Pax-Krankenkasse 

oder einer anderen Krankenkasse, die ihren Erstattungs¬ 

anteil aus der bestehenden Krankheitskostenversicherung 

vorab festsetzen, beim Erzbischöflichen Ordinariat zu be¬ 
antragen. 

4. Die Beihilfe wird nur gewährt, wenn der Beihilfeberech¬ 

tigte sie innerhalb einer Antragsfrist von einem Jahr nach 

Entstehen der Aufwendungen oder der ersten Ausstel¬ 
lung der Rechnung beantragt hat. 

5. Die in einem Antrag geltend gemachten Aufwendungen 

müssen insgesamt mehr als 200,- DM betragen. Erreichen 

die Aufwendungen aus zehn Monaten diese Summe nicht, 

so kann abweichend von Satz 1 auch hierfür eine Beihilfe 

gewährt werden, wenn die Aufwendungen 30,- DM über¬ 
steigen. 

6. Die Beihilfe kann auf volle Deutsche Mark nach unten 

abgerundet werden. 

7. Dem Beihilfeberechtigten können Abschlagszahlungen ge¬ 
leistet werden. 

§ 6 Forderungsübergang 

1. Wird ein gemäß § 1 Abs. 1 Berechtigter körperlich ver¬ 

letzt oder getötet, so geht ein gesetzlicher Schadensersatz¬ 

anspruch, der ihm infolge Körperverletzung oder Tö¬ 

tung gegen Dritte zusteht, insoweit auf das Erzbistum 

über, als dieses während einer auf Körperverletzung be¬ 

ruhenden Aufhebung der Dienstfähigkeit oder infolge 

der Körperverletzung oder Tötung zur Gewährung von 

Leistungen verpflichtet ist. Der Übergang des Anspruchs 

kann nicht zum Nachteil des Verletzten geltend gemacht 
werden. 

§ 8 Inkrafttreten 

Die Beihilfeordnung tritt am 1. Januar 1991 in Kraft und 
gilt für ab diesem Zeitpunkt entstandene Aufwendungen. 

Zum selben Zeitpunkt tritt die Verordnung über die Ge¬ 

währung von Beihilfen an Geistliche in Krankheits- und 

Todesfällen vom 18. August 1986 (ABI. S. 523) außer Kraft. 

Auf die vor dem 1. Januar 1991 entstandenen Aufwendun¬ 

gen sind die vor dem Inkrafttreten dieser Ordnung gelten¬ 

den Vorschriften anzuwenden. 

Freiburg, den 11. Dezember 1990 

2. Für Beihilfeansprüche, die nicht auf Körperverletzung 

oder Tötung beruhen (z. B. Beschädigung von Hilfsmit¬ 

teln), gilt Absatz 1 entsprechend. (Erzbischof) 
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Nr. 188 Ord. 5. 12. 1990 

Erläuterungen zur Neufassung 
der Beihilfeordnung für Priester und 
Hinweise zur Unfallfürsorge 

A. Erläuterungen zur Neufassung der 

Beihilfeordnung für Priester 

Letztmalig am 18. August 1986 wurde die bisherige „Ver¬ 

ordnung über die Gewährung von Beihilfen an Geistliche in 

Krankheits- und Todesfällen“ neu gefaßt (ABI. 1986 S. 523). 

Diese Ordnung wurde durch die „Verordnung über die 

Gewährung von Beihilfen in Krankheits-, Geburts- und To¬ 

desfällen an Ständige hauptberufliche Diakone“ vom 14. Au¬ 

gust 1990 (ABI. S. 454) modifiziert. 

Das Erzbistum hat sich entschlossen, die Pax-Kranken- 

kasse katholischer Priester Deutschlands in Köln auch mit der 
Auszahlung der Beihilfen für die Priester und die Priester¬ 

kandidaten (also nicht für die Ständigen Diakone) zu beauf¬ 

tragen. Damit soll eine effektive und reibungslose Abwick¬ 
lung der Kosten in Krankheitsfällen gewährleistet werden. 

Der Geistliche erhält dann aus einer Hand regelmäßig seine 

Krankenkassenleistungen und die Beihilfeleistungen und muß 

nicht bei einer zweiten Stelle für dieselben Aufwendungen 

nochmals Leistungen beantragen. 

Da die Beihilfevorschriften für die Beamten des Bundes 

und mittlerweile auch für die Beamten des Landes Baden- 
Württemberg erheblich geändert worden sind, ist eine An¬ 

passung der „Beihilfeordnung für Priester“ notwendig gewor¬ 

den. 

In Abstimmung mit anderen (Erz-)Diözesen wird die 

Neufassung der „Beihilfeordnung für Priester“ zum 1. Januar 

1991 in Kraft gesetzt. Für die Gewährung von Beihilfen gel¬ 

ten grundsätzlich die Beihilfevorschriften des Bundes für 

seine Beamten in der jeweils geltenden Fassung, soweit nicht 

die „Beihilfeordnung für Priester“ davon abweicht. Mit die¬ 

ser Orientierung an den Beihilfevorschriften für die Beam¬ 

ten des Bundes ist auch die Möglichkeit der steuerfreien Ge¬ 
währung der Beihilfeleistungen sichergestellt. 

Wichtige Änderungen treten mit Wirkung vom 1. Januar 

1991 in folgenden Fällen ein: 

1. Bei zahnärztlichen Behandlungen sind entstandene Auf¬ 

wendungen für zahntechnische Leistungen nur noch in 

Höhe von zwei Dritteln beihilfefähig. 

2. Psychotherapeutische Behandlungen sind nur nach vor¬ 

heriger Anerkennung durch das Erzbischöfliche Ordi¬ 
nariat beihilfefähig. 

3. Für bestimmte Arzneimittel sind Festbeträge eingeführt 
worden; 

Beihilfefähigkeit besteht nur in Höhe der Festbeträge. 

Die Ärzte werden in diesen Fällen die Rezepte mit ei¬ 

nem „Z“ (Zuzahlung) versehen. 

Nicht beihilfefähig sind Aufwendungen für Bagatell- 

krankheiten (z. B. Arzneimittel zur Anwendung bei Er¬ 

kältungskrankheiten und grippalen Infekten). 

4. Aufwendungen für Heilbehandlungen, wie z. B. Massa¬ 

gen, Inhalationen, Krankengymnastik und Bäder, wer¬ 

den nach beihilfefähigen Höchstbeträgen abgerechnet. 

5. Bei Hilfsmitteln bestimmen sich Voraussetzung und Um¬ 

fang der Beihilfefähigkeit nach einem aktualisierten Ka¬ 

talog. 

Es werden jedoch keine Aufwendungen für Pflege und 
Reinigungsmittel von Kontaktlinsen und für Batterien 

(z. B. für Hörgeräte) erstattet. 

Für ein Brillengestell beträgt die Beihilfe höchstens 20,- 

DM. 

6. Aufwendungen für eine notwendige häusliche Pflege 

können beihilfefähig sein, wenn eine dauernde Pflege¬ 

bedürftigkeit besteht und diese durch den Arzt be¬ 

stätigt wird. 

Bei einer Pflege durch nahe Angehörige sind bei Erfül¬ 

lung der o. g. Voraussetzungen beihilfefähig die ggfs, an¬ 

fallenden Fahrtkosten und eine für die Pflege gewährte 

Vergütung in Höhe von bis zu 400,- DM monatlich, 

wenn die Pflegekraft nicht bereits im Haushalt des Bei¬ 

hilfeberechtigten gegen Entgelt beschäftigt ist. 

7. Bei Pflegebedürftigkeit (z. B. nach einem stationären 

Krankenhausaufenthalt) können Aufwendungen für eine 

Haushaltshilfe (längstens für 7 Tage) beihilfefähig sein. 

Es kann keine Beihilfe gewährt werden, wenn im Haus¬ 

halt des Priesters eine Person tätig ist, die auch sonst 

mit der Führung des Haushaltes beauftragt ist. 

8. Für Unterkunftskosten bei notwendiger auswärtiger am¬ 

bulanter Behandlung sind beihilfefähig bis zu 25,- DM 

täglich; die Kosten für eine Begleitperson können ggfs, 

zusätzlich geltend gemacht werden. 

9. Aus Anlaß einer Sanatoriumsbehandlung sind beihilfe¬ 

fähig die Aufwendungen u. a. für ärztliche Behandlung, 

Arzneien, Kuranwendungen, Kurtaxe und Fahrtkosten 

sowie die Kosten für Unterkunft und Verpflegung bis 

zur Höhe des niedrigsten Satzes des Sanatoriums. Bei 

Schwerbehinderten können unter bestimmten Voraus¬ 

setzungen für eine notwendige Begleitperson die Auf¬ 

wendungen für Unterkunft und Verpflegung bis zu 70 % 

des niedrigsten Satzes des Sanatoriums sowie die Auf¬ 

wendungen für die Kurtaxe als beihilfefähig anerkannt 

werden. 

Wenn bei schweren chronischen Erkrankungen nach dem 

Gutachten des Amts- oder Vertrauensarztes aus zwin¬ 

genden medizinischen Gründen eine Sanatoriumsbehand¬ 

lung in einem kürzeren Zeitabstand als drei Jahren not¬ 

wendig ist, ist die Anerkennung der Beihilfefähigkeit hier¬ 

für in Abweichung von der Drei-Jahres-Frist möglich. 

10. Im Falle von Heilkuren sind neben den Kosten für u. a. 

ärztliche Behandlung, Arzneien, Kuranwendungen, Kur- 
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taxe und Fahrtkosten die Aufwendungen für Unter¬ 

kunft und Verpflegung für höchstens 30 Kalendertage 

bis zu 30,- DM täglich beihilfefähig; bei Schwerbehin¬ 

derten für eine notwendige Begleitperson bis zu 25,- DM 

täglich zuzüglich Kosten für die Kurtaxe. 

11. Vorsorgemaßnahmen ab dem 35. bzw. 45. Lebensjahr 

sind beihilfefähig, nicht dagegen bestimmte prophylak¬ 

tische zahnärztliche Leistungen. 

Die jeweils gültigen Beihilfevorschriften für die Beamten 

des Bundes können bei der zuständigen Stelle im Erzbi¬ 

schöflichen Ordinariat angefordert oder eingesehen wer¬ 

den. Daneben wird die Pax-Krankenkasse in Köln als Bei¬ 

hilfeabrechnungsstelle der beteiligten (Erz-)Bistümer dem¬ 

nächst allen beihilfeberechtigten Priestern eine Broschüre 

mit einer Musterbeihilfeordnung für Priester, dem Wortlaut 
der Beihilfevorschriften des Bundes, Vorschriften für psy¬ 

chotherapeutische Behandlungen, Hilfsmittelkatalog und Kur¬ 

ortverzeichnis, Informationen zu Zuzahlungspflichtigen Arz¬ 

neimitteln sowie Hinweisen zur Unfallfürsorge übersenden 

und künftig auf Anforderung bereithalten. 

Die Pax-Krankenkasse in Köln, die die Beihilfe der Erz¬ 

diözese durch entsprechende neue Tarifgestaltungen er¬ 

gänzt, hat ihre Mitglieder über die zum 1. Januar 1991 not¬ 

wendigen Umstufungen rechtzeitig schriftlich informiert. 

Sie hat Tarifkombinationen angeboren, bei denen jeder Prie¬ 

ster seinen von ihm gewünschten Krankenversicherungsschutz 

mit entsprechendem Beitrag wählen kann. 

Beihilfeberechtigte, die nicht bei der Pax-Krankenkasse 
versichert sind, müssen ihren Krankenversicherungsschutz 

bei ihrer Krankenkasse entsprechend überprüfen. 

B. Hinweise zur Unfallfürsorge 

Wird ein Priester durch einen Dienstunfall verletzt, so 

wird ihm Unfallfürsorge vom Besoldungsträger gewährt. 

Auf die Unfallfürsorge finden die Vorschriften des Gesetzes 

über die Versorgung der Beamten und Richter in Bund und 
Ländern {Beamtenversorgungsgesetz - BeamtVG), begrenzt 

auf die eigene Person des Priesters, entsprechende Anwen¬ 

dung. 

Wenn in Ausnahmefällen Priester keine Anwartschaft auf 

lebenslängliche Versorgung nach der Pfarrbesoldungsordnung 

oder Geistlichenbesoldungsordnung oder sonstigen beam¬ 

tenrechtlichen Vorschriften haben (z. B. ausländische Geist¬ 

liche), sind sie bei der zuständigen Berufsgenossenschaft ge¬ 

gen Unfall versichert und haben über diese entsprechende 

U nfallfürsorgeansprüche. 

Die Unfallfürsorge nach dem BeamtVG umfaßt: 

- Erstattung der Kosten des Heilverfahrens (u. a. ärztliche 

Behandlung, Versorgung mit Arznei- und Hilfsmitteln, 

Krankenhausbehandlung und notwendige Pflege), 

- Erstattung von Sachschäden und besonderen Aufwendun¬ 

gen, 

- Gewährung von Unfallausgleich, Unfallruhegehalt oder 

Unterhaltsbeitrag und einmalige Unfallentschädigung. 

Aufwendungen, die auf einen Dienstunfall zurückzu¬ 

führen sind, können damit nicht über die Krankenversiche¬ 

rung und die Beihilfe abgerechnet werden. 

Der Unfallfürsorgeanspruch ist innerhalb einer Aus¬ 

schlußfrist von zwei Jahren nach dem Eintritt des Unfalls 

beim Erzbischöflichen Ordinariat anzumelden; dieses ent¬ 

scheidet über die Anerkennung des Unfalls als Dienstunfall # 

und teilt das Ergebnis dem Priester und ggfs, der Pax-Kran¬ 

kenkasse mit. 

Mit der Pax-Krankenkasse in Köln wurde vereinbart, daß 

diese neben der bewährten Berechnung und Zahlung der 

Beihilfen in Krankheitsfällen auch einen Teil der Leistungs¬ 

abwicklung bei Dienstunfällen von Priestern im Auftrag 

und nach Abstimmung mit den (Erz-)Diözesen durchführt. 

Die Meldung eines Dienstunfalls kann also auch bei der 

Pax-Krankenkasse vorgenommen werden; diese teilt dann 

den Unfall dem Erzbischöflichen Ordinariat zur näheren 

Untersuchung mit. 

Die Dienstleistung der Pax-Krankenkasse bei der Ab¬ 

wicklung der Unfallfürsorge beschränkt sich auf die An¬ 

nahme und Weiterleitung von Dienstunfallmeldungen so¬ 

wie auf die Auszahlung der Kosten anläßlich des Heilver¬ 

fahrens, wie ärztliche Behandlung, Arznei- und Heilmittel, 

Krankenhausbehandlung oder Heilanstaltspflege, notwen¬ 

dige Körperersatzstücke und andere Hilfsmittel, zu Lasten 

des Erzbistums. 

Neben der Abrechnung der Aufwendungen für das Heil¬ 

verfahren über die Pax-Krankenkasse Köln erfolgt die Ab¬ 

rechnung der Sachschäden und der ggfs, übrigen laufenden 

Leistungen der Unfallfürsorge, wie Unfallausgleich, Unfall¬ 

ruhegehalt oder Unterhaltsbeitrag und einmalige Unfallent¬ 

schädigung durch das Erzbischöfliche Ordinariat. 

Mit der Neufassung der Beihilfeordnung für Priester und 

der Regelung der Unfallfürsorge bei Beibehaltung des be¬ 

währten Abrechnungsverfahrens über die Pax-Krankenkasse 

in Köln ergibt sich für die Priester weiterhin ein umfassen¬ 

der Kranken- und Unfallversicherungsschutz. 

Nr. 189 Ord. 26. 11. 1990 

Erste regelmäßige Wahlen zu den Mitarbeiter¬ 
vertretungen in der Erzdiözese Freiburg 

I. Wahltag 

Gemäß § 9 Absatz 1 MAVO i. V. m. Artikel III § 1 der 

am 1. November 1990 in Kraft getretenen „Verordnung zur 

Änderung und Ergänzung mitarbeitervertretungsrechtlicher 

Vorschriften“ (ABI. 1990, S. 500 ff.) wird der Termin für die 
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erste regelmäßige Wahl der Mitarbeitervertretungen bei den 

Dienststellen, Einrichtungen und sonstigen selbständig ge¬ 

führten Stellen des Erzbistums sowie bei den Kirchenge¬ 

meinden und Gesamtkirchengemeinden (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 

und 2 MAVO) auf 

Mittwoch, den 24. April 1991, 

festgesetzt. Nicht betroffen von diesem Wahltermin ist der 

Deutsche Caritasverband, der Caritasverband für die Erz- 

diözese Freiburg und dessen Gliederungen, die caritativen 

Fachverbände und Vereinigungen sowie die sonstigen kirchli¬ 

chen und caritativen Rechtsträger, unbeschadet deren Rechts¬ 

form (§ 1 Absatz 1 Nr. 3 und 4 MAVO i. V. m. III § 2 der o. g. 

Verordnung). 

Dieser Wahltermin entfällt dann, wenn die Amtszeit ei¬ 

ner vor dem 1. November 1990 gewählten MAV am 1. März 

1991 noch nicht ein Jahr beträgt; in diesem Fall findet die 
Wahl erst im übernächsten einheitlichen Wahlzeitraum statt 

(Artikel III § 3 Absatz 1 der o. g. Verordnung). 

II. Verbindlicher Terminplan 

Nach den Bestimmungen der Mitarbeitervertretungsord¬ 

nung ergeben sich für die Vorbereitung und Durchführung 

der Wahl gemäß § 1 Absatz 1 und Absatz 2 MAVO folgende 

Terminpläne, die die jeweils spätesten Termine beinhalten und 

insoweit verbindlich sind, d. h. nicht unterschritten werden 

dürfen. 

Wir empfehlen jedoch dringend, so bald wie möglich un¬ 

ter Beachtung der nach § 9 MAVO einzuhaltenden Fristen 

mit den Wahlvorbereitungen zu beginnen. 

Nicht unterschritten werden darf demnach folgender Ter¬ 

minplan: 

Spätestens zum 
26. Februar 1991 

bestellt die Mitarbeitervertretung gemäß § 9 Absatz 4 MAVO 

die Mitgieder des Wahlausschusses. 

Besteht noch keine Mitarbeitervertretung in einer Ein¬ 

richtung, in der die Voraussetzungen dazu vorliegen, so ist 

bis zu diesem Zeitpunkt von der Mitarbeiterversammlung 

der Wahlausschuß zu wählen (§ 10 Absatz 1 i. V. m. § 6 

MAVO). 

Spätestens zum 

22. mrz 2992 

stellt der Dienstgeber dem Wahlausschuß die Liste aller 

Mitarbeiter mit den erforderlichen Angaben zur Verfügung 

(§ 9 Absatz 6 Satz 1 MAVO). Hinsichtlich der Kirchenge¬ 

meinden, die Verrechnungsstellen angeschlossen sind, leiten 

die Verrechnungsstellen den Wahlausschüssen auf Anforde¬ 

rung die erforderlichen Angaben aus den dort EDV-mäßig 

gespeicherten Daten zu. Eventuelle Ergänzungen der Anga¬ 

ben sind beim Dienstgeber zu erheben. 

Spätestens zum 

26. März 1991 

stellt der Wahlausschuß die Liste der wahlberechtigten Mit¬ 

arbeiter auf und legt sie mindestens vier Wochen vor der 

Wahl für die Dauer von einer Woche zur Einsicht aus. Der 

Vorsitzende des Wahlausschusses gibt hierfür Ort, Dauer 

und den Tag des Beginns der Auslegung bekannt (§ 9 Ab¬ 

satz 6 Satz 2 und 3 MAVO). Es wird empfohlen, wegen der 

Karwoche die Liste bereits eine Woche früher auszulegen. 

Spätestens zum 

9. April 1991 

endet die Einspruchsfrist über die Eintragung oder Nicht¬ 

eintragung eines Mitarbeiters in der Wählerliste (§ 9 Absatz 6 

Satz 4 MAVO). 

Spätestens zum 

26. Af ti/ 2992 

entscheidet der Wahlausschuß über etwaige Einsprüche, for¬ 

dert die wahlberechtigten Mitarbeiter auf, schriftliche Wahl¬ 

vorschläge einzureichen, prüft die eingegangenen Wahlvor¬ 

schläge gemäß § 9 Absatz 7 bis 9 und läßt sich vom Wahlbe¬ 
werber bestätigen, daß kein Ausschlußgrund i. S. v. § 8 

MAVO vorliegt. 

Spätestens bis 

26. April 1991 

sind die Namen der zur Wahl vorgeschlagenen und vom 
Wahlausschuß für wählbar erklärten Mitarbeiter in alphabe¬ 

tischer Reihenfolge durch Aushang bekanntzugeben. Danach 

ist die Kandidatur unwiderruflich (§ 9 Absatz 10 MAVO). 

Spätestens bis 

24. April 1991 

ist im Falle der Verhinderung Stimmabgabe durch Brief¬ 
wahl möglich, jedoch nur bis zum Abschluß der Wahl am 

Wahltag (§11 Absatz 4 MAVO). 

Am Wahltag, dem 

24. April 1991, 

erfolgt die Stimmabgabe innerhalb der festgesetzten Wahl¬ 

zeit und der festgesetzten Umstände (§11 Absätze 1-3 
MAVO). Nach Ablauf der festgesetzten Wahlzeit erfolgt 

die Feststellung des Wahlergebnisses und Bekanntgabe der 

Gewählten (§ 11 Absätze 5-7 MAVO). 

Innerhalb einer Woche nach Bekanntgabe des Wahler¬ 

gebnisses können Wahlanfechtungen schriftlich beim Wahl¬ 

ausschuß eingereicht werden (§ 12 Absatz 1 MAVO). 

Innerhalb von zwei Wochen nach Zugang der Entschei¬ 

dung des Wahlausschusses kann die Schlichtungsstelle ange¬ 

rufen werden (§ 12 Absatz 3 i. V. m. §§ 40 und 41 Absatz 1 

Ziff. 2 MAVO). 
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Spätestens zum 

2. Mai 1991 

soll die konstituierende Sitzung der neugewählten MAV statt¬ 
finden (§ 14 Absatz 1 MAVO). 

Spätestens zum 

10. Mai 1991 

meldet die MAV ihre Bildung und Zusammensetzung sowie 

die Namen des Vorsitzenden und stellvertretenden Vorsit¬ 

zenden dem bzw. den jeweiligen Dienstgeber(n), der Spre¬ 

chergruppe, dem Erzbischöflichen Ordinariat und ggfs, 
dem Dekan. 

III. Aktives und passives Wahlrecht 

1. Wer Mitarbeiter i. S. der MAVO ist, regelt § 3 Absatz 1 

MAVO. Es sind dies alle Personen, die bei einem Dienst¬ 

geber aufgrund eines Beschäftigungsverhältnisses oder ei¬ 

nes Gestellungsvertrages hauptberuflich, nebenberuflich 

oder zu ihrer Ausbildung oder aufgrund ihrer Ordens¬ 

zugehörigkeit tätig sind. Unter den Mitarbeiter-Begriff fal¬ 

len nicht Personen, die freiberuflich in selbständiger Weise 

tätig sind. 

Als Mitarbeiter gelten nicht und sind damit weder wahl¬ 
berechtigt noch wählbar: 

- Die Mitglieder eines Organs, das zur gesetzlichen Ver¬ 

tretung berufen ist, 

- Leiter von Einrichtungen i. S. des § 1 MAVO (also Ein¬ 

richtungen, bei denen eine MAV zu bilden ist), 

- Mitarbeiter, die zur selbständigen Entscheidung über 

Einstellungen, Anstellungen oder Kündigungen befugt 

sind, 

- sonstige Mitarbeiter in leitender Stellung, 

- Geistliche, einschließlich Ordensgeistliche, im Bereich 

des § 1 Absatz 1 Nr. 2 MAVO (bei Kirchengemeinden / 
Gesamtkirchengemeinden). 

2. Wer ist wahlberechtigt (§ 7 Absätze 1 bis 3 MAVO)? 

Wahlberechtigt sind alle Mitarbeiter (§ 3 Absatz 1 MAVO), 
die am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet haben und 

seit mindestens sechs Monaten ohne Unterbrechung in 

einer Einrichtung desselben Dienstgebers tätig sind. Bei 

der Berechnung des Lebensalters zählt nach § 187 Ab¬ 

satz 2 Satz 2 BGB der Tag der Geburt mit. Die Wahlbe¬ 

rechtigung ist also noch gegeben, wenn der Geburtstag 

gerade auf den Wahltag (24. April 1991) fällt (§ 7 Absatz 1 

MAVO). 

Der Wechsel eines Mitarbeiters zu einem anderen kirch¬ 

lichen Dienstgeber innerhalb des räumlichen Zuständig¬ 

keitsbereichs der Mitarbeitervertretung auf Pfarrver- 

bandsgebiets- oder Dekanatsebene führt nicht zum Ver¬ 

lust des Wahlrechts. 

Wer zu einer Einrichtung abgeordnet ist, wird nach Ab¬ 

lauf von drei Monaten in ihr wahlberechtigt; im gleichen 

Zeitraum erlischt das Wahlrecht bei der früheren Einrich¬ 

tung. Satz 1 gilt nicht, wenn feststeht, daß der Mitarbeiter 

binnen weiterer sechs Monate in die frühere Einrichtung 

zurückkehren wird (§ 7 Absatz 2 MAVO). 

Mitarbeiter in einem Ausbildungsverhältnis sind nur bei 

der Einrichtung wahlberechtigt, von der sie eingestellt sind 
(§ 7 Absatz 3 MAVO). 

3. Nicht wahlberechtigt sind Mitarbeiter (§ 7 Absatz 4 

MAVO) 

- die geschäftsunfähig sind (§ 104 BGB), 

- die am Wahltag für mindestens noch sechs Monate un¬ 

ter Wegfall der Bezüge beurlaubt sind (bzw. deren Er¬ 

ziehungsurlaub bei entfallendem Arbeitsentgelt am Wahl¬ 

tag noch mindestens sechs weitere Monate andauert), 

- deren Beschäftigungsverhältnis bis zu einem Jahr be¬ 

fristet ist, 

- deren Beschäftigungsverhältnis unter 20 % des Beschäf¬ 

tigungsumfanges eines vergleichbaren vollbeschäftigten 

Mitarbeiters liegt. 

4. Wer ist wählbar? 

Wählbar sind die wahlberechtigten Mitarbeiter, die am 

Wahltag seit mindestens einem Jahr ohne Unterbrechung 

im kirchlichen Dienst stehen, davon mindestens seit 

sechs Monaten in einer Einrichtung desselben Dienstge¬ 

bers tätig sind und der katholischen Kirche, einer ande¬ 

ren Kirche oder kirchlichen Gemeinschaft angehören (§ 8 

Absatz 1 MAVO). 

Der Wechsel eines Mitarbeiters zu einem anderen kirch¬ 
lichen Dienstgeber innerhalb des räumlichen Zuständig¬ 

keitsbereichs der Mitarbeitervertretung auf Pfarrverbands- 

gebiets- oder Dekanatsebene führt nicht zum Verlust der 

Wählbarkeit. 

5. Nicht wählbar sind Mitarbeiter, 

- deren Beschäftigungsumfang unter 50 % des Beschäf¬ 
tigungsumfanges eines vergleichbaren vollbeschäftigten 

Mitarbeiters liegt, 

- die zur selbständigen Entscheidung in anderen als den 

in § 3 Absatz 2 Nr. 3 MAVO genannten Personalange¬ 

legenheiten befugt sind, 

- die nicht voll geschäftsfähig sind (§§ 104, 114, 1906 

BGB), 

- die nach § 8 Absatz 2 Nrn. 2 und 3 MAVO von der 

Wählbarkeit ausgeschlossen sind: 

- katholische Mitarbeiter, die nach staatlichem Recht 

ihren Austritt aus der katholischen Kirche erklärt ha¬ 

ben oder die aus anderen Gründen in der Ausübung 

— 520 — 



ihrer allgemeinen kirchlichen Gliedschaftsrechte ge¬ 

hindert sind, 

- nichtkatholische Mitarbeiter, die nach staatlichem 

Recht ihren Austritt aus ihrer Kirche oder kirchli¬ 

chen Gemeinschaft erklärt haben und nicht einer an¬ 

deren Kirche oder kirchlichen Gemeinschaft beige¬ 

treten sind oder die einen Tatbestand erfüllen, der bei 

einem katholischen Mitarbeiter nach § 8 Absatz 2 

Ziff. 2 lit. b) MAVO die Wählbarkeit ausschließt, es 

sei denn, daß das Verhalten des nichtkatholischen Mit¬ 

arbeiters der Lehre seiner Kirche oder kirchlichen Ge¬ 

meinschaft nicht widerspricht. 

6. Auf die besonderen Bestimmungen für Jugendsprecher 

nach §§ 43 - 45 MAVO sowie für den Vertrauensmann 

der Schwerbehinderten nach § 46 MAVO i. V. m. § 24 

Schwerbehindertengesetz wird hingewiesen. 

IV. Vorbereitung und Durchführung der Wahl 

Für die Vorbereitung und Durchführung der Wahl ist der 

Wahlausschuß verantwortlich (§11 Absatz 1 MAVO). 

Er besteht aus drei oder fünf Mitgliedern, die, wenn sie 

Mitarbeiter sind, wahlberechtigt sein müssen (§ 9 Absatz 4 
S. 2 MAVO). 

Der Wahlausschuß wählt seinen Vorsitzenden (§ 9 Ab¬ 

satz 4 S. 3 MAVO). Dieser gibt bekannt, an welchem Ort, 

für welche Dauer und von welchem Tag an die Liste der 

Wahlberechtigten zur Einsicht ausliegt (§ 9 Absatz 6 S. 3 

MAVO). Der Wahlausschuß, dem keine Wahlbewerber an¬ 

gehören dürfen, gibt die Kandidatenliste bekannt (§ 9 Ab¬ 

satz 10 MAVO); sie soll doppelt soviel Wahlbewerber ent¬ 

halten wie Mitglieder nach § 6 Absatz 2 MAVO zu wählen 

sind (§ 9 Absatz 8 MAVO). Er bestimmt auch Zeit, Ort und 

Dauer der Auslegung der Kandidatenliste und der Wahl¬ 
handlung (§ 9 Absatz 10 MAVO) und sorgt für den unge¬ 

störten Ablauf der Wahl (§11 Absatz IS. 2 MAVO). Im 

Falle der Verhinderung eines Wahlberechtigten ist die vor¬ 
zeitige Stimmabgabe durch Briefwahl möglich (§11 Absatz 

4 S. 1 MAVO). Die Wahl erfolgt durch Abgabe eines Stimm¬ 

zettels (§ 11 Absatz 2 S. 1 MAVO). Der Wahlzettel ist in 

Anwesenheit von mindestens zwei Mitgliedern des Wahlaus¬ 

schusses in die bereitgestellte Urne zu werfen (§11 Absatz 2 

S. 4 MAVO). Die Stimmabgabe ist in der Liste der wahlbe¬ 

rechtigten Mitarbeiter (Wählerverzeichnis) zu vermerken 
(§11 Absatz 2 S. 5 MAVO). 

Nach Ablauf der festgesetzten Wahlzeit stellt der Wahl¬ 

ausschuß fest, wieviele Stimmen auf die einzelnen Gewähl¬ 

ten entfallen sind, und ermittelt ihre Reihenfolge nach der 

Stimmenzahl. Das Ergebnis ist in einem Protokoll festzu¬ 

halten, das von dem Wahlausschuß zu unterzeichnen ist (§11 

Absatz 5 MAVO). Das Ergebnis der Wahl wird vom Wahl¬ 

ausschuß am Ende der Wahlhandlung bekanntgegeben. 

Der Wahlausschuß stellt fest, ob jeder Gewählte die Wahl 

annimmt. Bei Nichtannahme gilt an seiner Stelle der Mitar¬ 

beiter mit der nächstfolgenden Stimmenzahl als gewählt. 

Mitglieder und Ersatzmitglieder werden durch Aushang 

bekanntgegeben (§11 Absatz 7 MAVO). 

Wahlanfechtungen sind innerhalb einer Woche nach Be¬ 

kanntgabe des Wahlergebnisses schriftlich dem Wahlausschuß 

zuzuleiten. Anfechten wegen eines Verstoßes gegen die §§ 6 

-11 MAVO kann jeder wahlberechtigte Mitarbeiter oder der 
Dienstgeber. 

Der Wahlausschuß entscheidet, ob die Anfechtung als un¬ 

zulässig oder unbegründet zurückzuweisen oder die Wahl zu 
wiederholen ist (§ 12 MAVO). 

Gegen die Entscheidung des Wahlausschusses ist die An¬ 

rufung der Schlichtungsstelle innerhalb von zwei Wochen 

nach Zugang der Entscheidung zulässig (§12 Absatz 3 
MAVO). 

Eine für ungültig erklärte Wahl läßt die Wirksamkeit der 

zwischenzeitlich durch die Mitarbeitervertretung getroffe¬ 
nen Entscheidungen unberührt (§12 Absatz 4 MAVO). 

Die Wahlunterlagen sind für die Dauer der Amtszeit der 

MAV, die gemäß § 13 MAVO drei Jahre beträgt, aufzube¬ 

wahren (§11 Absatz 8 MAVO). 

Die Mitarbeitervertretung wählt bei ihrem ersten Zusam¬ 

mentreten, das innerhalb einer Woche nach der Wahl statt¬ 

finden soll und vom Vorsitzenden des Wahlausschusses ein¬ 

zuberufen ist, mit einfacher Mehrheit aus den Mitgliedern ih¬ 

ren Vorsitzenden. Außerdem sollen ein stellvertretender Vor¬ 

sitzender und ein Schriftführer gewählt werden (§14 Ab¬ 
satz 1 MAVO). 

V. Kosten der Wahl 

Die Kosten der Wahl sind gemäß § 11 Absatz 8 Satz 2 
MAVO durch den Dienstgeber zu tragen. Die Kosten der 

Wahl der Mitarbeitervertretungen nach § 1 Absatz 3 MAVO 

sind aus dem Dekanatshaushalt oder, bei errichteten Pfarr- 

verbänden, aus deren Haushalt zu bestreiten. 

Nr. 190 Ord. 19. 11. 1990 

Durchführung des Gesetzes über die 
Gewährung von Erziehungsgeld und Erziehungs¬ 
urlaub vom 6. Dezember 1985 im Bereich 
der kirchlichen Dienstgeber - 2. Änderung 

Teil II Abschnitt B Ziff. 2 Buchst, b) des Erlasses vom 

12. Dezember 1989 (ABI. 1990, S. 289), zuletzt geändert durch 

Erlaß vom 24. Januar 1990 (ABI. 1990, S. 310) erhält folgende 
Fassung; 
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„Während des Erziehungsurlaubs darf eine nach § 1 Ab¬ 

satz 1 Nr. 4 in Verbindung mit § 2 Absatz 1 BErzGG zuläs¬ 

sige Teilzeitarbeit nicht bei einem anderen Dienstgeber, son¬ 

dern nur bei dem Dienstgeber ausgeübt werden, der den 

Erziehungsurlaub bewilligt hat (§15 Absatz 5 BErzGG). Es 

wird darauf hingewiesen, daß der Mitarbeiter keinen An¬ 

spruch auf Teilzeitarbeit während des Erziehungsurlaubs hat. 

Die Bewilligung einer nach diesen Bestimmungen zulässi¬ 

gen Teilzeitarbeit soll im kirchlichen Bereich nur ausnahms¬ 

weise in Betracht kommen. An etwaige Ausnahmen ist ein 

strenger Maßstab anzulegen. Ausnahmen kommen z. B. in 

Betracht, wenn der Mitarbeiter während des Erziehungsur¬ 

laubs zur Sicherung seiner Lebensgrundlagen eine zusätzliche 

Erwerbsquelle dringend benötigt, oder der Dienstgeber auf 

eine Teilzeitbeschäftigung des Mitarbeiters dringend ange¬ 

wiesen ist, weil keine andere Person auf dem Arbeitsmarkt 

zur Verfügung steht. Über die ausnahmsweise Bewilligung 

einer Teilzeitbeschäftigung während des Erziehungsurlaubs 

im Umfang von bis zu 19 Wochenstunden entscheidet der je¬ 

weilige Dienstgeber.“ 

Nr. 191 Ord. 3. 12. 1990 

Beurlaubung von Mitarbeitern 
des kirchlichen Dienstes 

Aufgrund des Bundeserziehungsgeldgesetzes haben Arbeit¬ 

nehmer einen Anspruch auf Erziehungsurlaub, wenn sie einen 

Antrag auf Erziehungsgeld gestellt und Anspruch auf Er¬ 

ziehungsgeld haben oder nur deshalb nicht haben, weil die 

im Gesetz geregelte Einkommensgrenze bei ihnen über¬ 

schritten ist (§ 15 BErzGG). Die Dauer des Erziehungsur¬ 

laubs beträgt gegenwärtig max. 18 Monate. Wegen der Ein¬ 

zelheiten wird auf den Erlaß vom 12. Dezember 1989 (ABI. 

1990, S. 289) verwiesen. 

Das Bundeserziehungsgeldgesetz gibt bei Vorliegen der 

gesetzlichen Voraussetzungen einen Anspruch auf Beurlau¬ 

bung. Daneben besteht auf Grund von § 50 Abs. 2 BAT, der 

gemäß § 1 Abs. 2 AWO für den kirchlichen Dienst in der 

Erzdiözese Freiburg anzuwenden ist, die Möglichkeit der 

Gewährung von Sonderurlaub. Diese Vorschrift regelt kei¬ 

nen Anspruch auf Beurlaubung, sie ermächtigt vielmehr 

den Dienstgeber, einen Mitarbeiter bei Vorliegen eines 

wichtigen Grundes Sonderurlaub zu geben, wenn die dienst¬ 

lichen oder betrieblichen Verhältnisse es gestatten. Die Ent¬ 

scheidung über einen Antrag gemäß § 50 Abs. 2 BAT ist 

also in das pflichtgemäße Ermessen des Dienstgebers ge¬ 

stellt. 

In der vergangenen Zeit hat das Erzbischöfliche Ordina¬ 

riat verschiedentlich Anfragen hinsichtlich der Anwendung 

des § 50 Abs. 2 BAT und Anträge auf Sonderurlaub erhal¬ 

ten. Um der einheitlichen Handhabung der genannten Vor¬ 

schrift willen, ist wie folgt zu verfahren: 

1. § 50 Abs. 2 BAT legt nicht fest, welche „wichtigen 

Gründe“ für die Gewährung eines Sonderurlaubs aner¬ 

kannt werden können. Der Dienstgeber hat hier einen Er¬ 

messensspielraum. Anerkannt werden kann insbeson¬ 

dere die Begründung, sich über den gesetzlichen Erzie¬ 

hungsurlaub hinaus für eine weitere Zeitdauer ohne be¬ 

rufliche Belastung der Erziehung eines Kindes widmen 

zu wollen. Als wichtiger Grund kann ferner die tatsäch¬ 

liche Betreuung oder Pflege eines nach ärztlichem Gut¬ 

achten pflegebedürftigen Angehörigen, mit dem der Mit- ^ 

arbeitet in häuslicher Gemeinschaft lebt, anerkannt wer¬ 

den. 

Auch der Wunsch, aus arbeitsmarktpolitischen Gründen 

den Arbeitsplatz für eine gewisse Zeit einem anderen 

Dienstnehmer zur Verfügung stellen zu wollen oder die 

Absicht, einen Dienst in der Missionsarbeit oder Ent¬ 

wicklungshilfe leisten zu wollen, können Gründe für ei¬ 

nen Sonderurlaub sein. 

2. Im Hinblick auf die in § 50 Abs. 2 BAT formulierte Ein¬ 

schränkung, daß Sonderurlaub nur dann gewährt werden 

kann, wenn die dienstlichen oder betrieblichen Verhält¬ 

nisse dies gestatten, ist vom zuständigen Dienstgeber je¬ 

weils sorgfältig zu prüfen, ob die beantragte Beurlau¬ 

bung mit den in der Dienststelle oder Einrichtung gege¬ 

benen Erfordernissen vereinbar ist. Dies gilt insbesonde¬ 

re bei Mitarbeitern im pastoralen und Erziehungsbe¬ 

reich. 

Die Beurlaubung einer Kindergartenleiterin ist davon 

abhängig zu machen, daß sich die Betroffene in einem 

schriftlichen Nachtrag zum Arbeitsvertrag verpflichtet, 

nach der evtl. Rückkehr aus dem Sonderurlaub die 
Funktion der Kindergartenleitung abzugeben und die 

Aufgabe einer Gruppenleiterin zu übernehmen. Die Be¬ 
urlaubung einer Kindergartenleiterin ist ferner in der Re¬ 

gel davon abhängig zu machen, daß die Stelle der Kin¬ 

dergartenleiterin mit einer Mitarbeiterin besetzt werden 

kann, die bereits im Dienst der betroffenen Kirchenge¬ 

meinde steht. Damit wird erreicht, daß die für die Dauer 

der Vertretung zeitlich befristet anzustellende Vertre¬ 

tungskraft nicht als Kindergartenleiterin, sondern als 

Gruppenleiterin oder Zweitkraft eingestellt wird und die 

Stelle der Kindergartenleiterin unbefristet wiederbesetzt 

wird. 

3. Die Möglichkeit einer Beurlaubung ist umfassend unter 

Einbeziehung aller relevanten Gesichtspunkte zu prüfen. 

Es ist zu klären, ob für den Beurlaubungszeitraum eine 

geeignete Ersatzkraft zur Verfügung steht, ob deren 

Qualifikation für eine Vertretung des Beurlaubten aus¬ 

reicht und welche Zeit der Einarbeitung für die Über¬ 

nahme der Stelle des beurlaubte.n Mitarbeiters erforder¬ 

lich ist. 

Bei Gewährung eines Sonderurlaubs nach § 50 Abs. 2 

BAT bleibt das Arbeitsverhältnis des Beurlaubten auf¬ 

recht erhalten. Nach Ablauf des Sonderurlaubs besteht 
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Ord. 29. 11. 1990 also wieder Anspruch auf den früheren oder einen gleich¬ 

wertigen Arbeitsplatz bei demselben Dienstgeber. 

Bei der Prüfung der Gewährung der Beurlaubung kann 

der Dienstgeber auch die Frage der bisherigen Dauer des 

Dienstverhältnisses berücksichtigen. 

Die Länge des Sonderurlaubs soll die bei demselben Dienst¬ 

geber zurückgelegte Beschäftigungszeit (§ 8 AWO) nicht 

überschreiten. Um die für den Dienstgeber entstehenden 

Qf Risiken in einem überschaubaren Rahmen zu halten, darf 

Sonderurlaub höchstens bis zu einer Gesamtdauer von 

fünf Jahren gewährt werden. 

4. Für die Dauer der Beurlaubung ist, falls die Einstellung 

einer Vertretungskraft erforderlich ist, mit dieser ein ent¬ 
sprechend befristeter Arbeitsvertrag abzuschließen. Hier¬ 

bei ist darauf zu achten, daß die Ersatzeinstellung nur bis 

zum Ende der Beurlaubung vorgenommen werden kann. 

Jegliche Zusagen für eine Weiterbeschäftigung nach Ab¬ 

lauf der Vertretungszeit sind zu unterlassen. 

5. Um dem Dienstgeber eine Personalplanung zu ermögli¬ 

chen, sind Anträge auf Sonderurlaub, der sich an einen 

Erziehungsurlaub nach dem Bundeserziehungsgeldgesetz 

anschließen soll, in der Regel sechs Monate vor Ablauf 

des Erziehungsurlaubs zu stellen. 

6. Die Entscheidung über die Beurlaubung von Dienstneh¬ 

mern des Erzbistums wird vom Erzbischöflichen Ordina¬ 

riat getroffen. Die Gewährung von Sonderurlaub an Mit¬ 
arbeiter der Kirchengemeinden bedarf der Genehmigung 

des Erzbischöflichen Ordinariates, wenn die Zeit des Son¬ 
derurlaubs den Zeitraum von 18 Monaten übersteigt. 

7. Die pewährung des Sonderurlaubs gemäß § 50 Abs. 2 

BAT erfolgt unter Fortfall der Vergütung; die für die 

Zahlung der Vergütung zuständigen Verwaltungsstellen 

sind daher von Beurlaubungen unverzüglich zu unter¬ 
richten. 

8. Die kirchlichen Dienstgeber sind gehalten, den Mitarbei¬ 

ter vor einer dem Antrag stattgebenden Entscheidung 
über die sich aus einer Beurlaubung nach § 10 Abs. 2 

BAT errgebenden Rechtsfolgen aufzuklären. Dies kann 
durch Aushändigung des Erlasses vom 17. Dezember 1987 

(ABI. 1988, S. 224) in der durch Erlaß vom 15. Juni 1988 

(ABI. 1988, S. 376) geänderten Fassung geschehen. 

Dieser Erlaß tritt am 1. Januar 1991 in Kraft. Gleichzeitig 

tritt der Erlaß vom 11. Juni 1987 (ABI. S. 140) i. d. F. vom 

7. Dezember 1988 (ABI. 1989, S. 6) außer Kraft. 

Nr. 192 

Grenzwerte in der Sozialversicherung 

Die Grenzwerte in der Sozialversicherung erhöhen sich ab 

1. Januar 1991 auf nachstehende Beträge: 

Krankenversicherungs¬ 

pflichtgrenze 

Beitragsbemessungsgrenze 

- Krankenversicherung 

- Renten- und Arbeits¬ 

losenversicherung 

Arbeitsentgeltgrenze für 

Geringverdiener, wie bisher 

(Bis zu dieser Grenze trägt der 

Arbeitgeber die Sozialversiche¬ 

rungsbeiträge in voller Höhe) 

Arbeitsentgeltgrenze für Ver¬ 

sicherungsfreiheit geringfügiger 

Beschäftigungen 

jährlich monatlich 

58.500,- DM 

58.500,- DM 4.875,- DM 

78.000,- DM 6.500,- DM 

7.320,-DM 610,-DM 

5.760,- DM 480,- DM 

Nr. 193 Ord. 6. 12. 1990 

Termine für die amtliche Schulstatistik für das 
Fach Katholische Religion im Schuljahr 1991/92 

Das Ministerium für Kultus und Sport Baden-Württem¬ 

berg hat mit Erlaß vom 3. Dezember 1990 - III/4-9531.0/18 - 

die Termine für die amtliche Schulstatistik 1991 für allgemein- 

bildende Schulen wie folgt festgesetzt: 

Stichtag: 25. September 1991 

Stichwoche: 23. bis 28. September 1991 

Die Unterrichtsverhältnisse der Stichwoche sind an den 

allgemeinbildenden Schulen Grundlage für die Berechnung 

der Ersatzleistungen des Landes für den durch kirchliche 

Religionslehrer erteilten Unterricht für das ganze Schuljahr, 

d. h. für die Unterrichtsstunden einer Lehrkraft, die in die¬ 

ser Woche ausfallen, erhält das Erzbistum für das Schuljahr 

1991/ 92 keinerlei staatliche Ersatzleistungen. 

Aus diesem Grunde dürfen in der Zeit vom 25. September 

bis 28. September 1991 keine mit einem Unterrichtsausfall 

verbundenen Veranstaltungen durchgeführt werden, an de¬ 

nen kirchlich angestellte Religionslehrerinnen, Religionsleh¬ 

rer, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im pastoralen Dienst 

und Geistliche teilnehmen, die an einer allgemeinbildenden 

Schule im Religionsunterricht eingesetzt sind. 
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Nr. 194 Ord. 5. 12. 1990 

Informationstagung: 
Gemeindereferentin/Gemeindereferent - 
Beruf mit Zukunft 

Gemeindereferenten sind in unserer Diözese ein fester Be¬ 

standteil der Pastoralen Dienste. Seit über 60 Jahren gibt es 

den Beruf (früher: „Seelsorgehelferinnen“). Zur Zeit besteht 

in unserer Diözese ein Bedarf an Gemeindereferenten. 

Die Diözesanstelle „Berufe der Kirche“ führt am 23. /24. 

Februar 1991 in Freiburg ein Informationswochenende 

über die Ausbildung und den Beruf des Gemeindereferen¬ 

ten durch. 

Beginn: Samstag, 23. Februar 1991, 15.00 Uhr, 

Ende: Sonntag, 24. Februar 1991, 13.00 Uhr 

Tagungsort: Seminar für Gemeindepastoral und Religions¬ 

pädagogik, Charlottenburger Str. 18, 7800 Frei¬ 

burg i. Br. 

Interessentinnen und Interessenten, die in absehbarer Zeit 

die Voraussetzungen für die Ausbildung haben werden, sind 

zu dieser Informationstagung eingeladen. 

Ausbildungsvoraussetzungen für eine Aufnahme in das Se¬ 

minar: 

Mittlere Reife und abgeschlossene Berufsausbildung 

oder Abitur und ein praktisches Jahr; 

für eine Aufnahme in die Fachhochschule: Abitur. 

Bewerbungsfrist ist jeweils der 31. März des betreffenden 

Jahres. 

Anmeldungen zur Informationstagung sind bis spätestens 

13. Februar 1991 zu richten an: 

Seminar für Gemeindepastoral und Religionspädagogik, 

Charlottenburger Straße 18, 7800 Freiburg, 

Telefon: (0761) 88501-00 

Schließungstage des 
Erzbischöflichen Seelsorgeamtes 

Im Rahmen der Dienstvereinbarung zur Arbeitszeitver¬ 

kürzung vom 28. 7. 1989 zwischen dem Rektorat und der 

Mitarbeitervertretung des Erzbischöflichen Seelsorgeamtes, 

werden für 1991 folgende Zeiten festgelegt, an denen das Erz- 

bischöfliche Seelsorgeamt zur Umsetzung der Arbeitszeitver¬ 

kürzung geschlossen bleibt: 

Montagvormittag (Rosenmontag) 11.02.91 halber Tag 

Dienstag 

Donnerstagvormittag 

(Gründonnerstag) 

Freitag 

Freitag 

12. 02. 91 ganzer Tag 

28. 03. 91 halber Tag 

10.05.91 ganzer Tag 

31.05.91 ganzer Tag 

Montag 

Freitag 

Donnerstagnachmittag 

Freitag 

Montag 

08.07.91 ganzer Tag 

16.08.91 ganzer Tag 

31.10.91 halber Tag 

29.11.91 ganzer Tag 

23. 12. 91 ganzer Tag 

Wir bringen dies zur Kenntnis. 

Neuerscheinung: 
Wallfahrten im Erzbistum Freiburg 

Wir weisen alle Kirchengemeinden darauf hin, daß Ende 

November ds. Js. das Buch von Fiermann Bronner (Hrsg.): 

Wallfahrten im Erzbistum Freiburg, mit einem Geleitwort 

unseres Herrn Erzbischofs, erschienen ist. Das im Auftrag 

der Erzdiözese Freiburg herausgegebene Buch vermittelt 

einen umfassenden Überblick über die zahlreichen Wall¬ 

fahrtsheiligtümer und deren Patrone in den neun Seelsorge¬ 

regionen unseres Erzbistums. In der Veröffentlichung wird 

die religiöse Bedeutung und die Wallfahrtsgeschichte der 

einzelnen Orte dargestellt. Darüber hinaus wird auch die 

baugeschichtliche Entwicklung der Wallfahrtsstätten ge¬ 

würdigt. Das Buch mit 256 Seiten und 131 Abbildungen 

(davon 31 in Farbe) kann zum Preis von DM 38,- bei allen 

Buchhandlungen oder unmittelbar beim Verlag Schnell & 

Steiner, Paganinistraße 93, 8000 München 60, erworben wer¬ 

den. 

Den Kirchengemeinden wird die Anschaffung des Bu¬ 

ches empfohlen. Wir bitten, die Gläubigen auf die Veröffent¬ 

lichung hinzuweisen. 

Personalmeldungen 

Priester 

Ernennung des Domdekans 

Durch den Verzicht des Herrn Apostolischen Protonotars 

Dr. Robert Schlund ist die Dignität des Dekans des Kapitels 
an der Metropolitankirche zu Freiburg vakant geworden. 

Nach der zwischen dem Heiligen Stuhl und der Landesre¬ 

gierung von Baden-Württemberg getroffenen Vereinbarung, 

derzufolge die Ernennung der Dignitäten des Metropolitan¬ 

kapitels mit Wirkung vom 5. Februar 1973 gemäß Artikel II 

Absatz 6 Satz 1 des Badischen Konkordates erfolgt, hat der 

Hochwürdigste Herr Erzbischof mit Urkunde vom 19. No¬ 

vember 1990 nach Anhörung des Metropolitankapitels Herrn 

Generalvikar Domkapitular Prälat Dr. theol. Otto Bechtold 

zum Domdekan an der Metropolitankirche zu Freiburg i. Br. 

ernannt. 
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* Ernennung eines Domkapitulars 

Aufgrund des Artikels II Ziffer 6 des Konkordates zwi¬ 

schen dem Heiligen Stuhl und dem Freistaat Baden hat der 

Hochwürdigste Herr Erzbischof mit Urkunde vom 19. No¬ 

vember 1990 nach Anhörung des Metropolitankapitels den 

Hochwürdigen Herrn Regens Monsignore Dr. theol. Klaus 

Stadel, St. Peter, zum residierenden Domkapitular an der Me¬ 

tropolitankirche zu Freiburg i. Br. ernannt. 

Ernennung von Ehrendomkapitularen 

Mit Urkunde vom 19. November 1990 hat der Hochwür¬ 

digste Herr Erzbischof aufgrund des Artikels II Ziffer 7 des 

Konkordates zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Freistaat 

Baden nach Anhörung bzw. Zustimmung des Metropolitan¬ 

kapitels zu nicht residierenden Ehrendomkapitularen an der 

Metropolitankirche zu Freiburg i. Br. ernannt: 

Geistlichen Rat Herbert Dewald, Krankenhauspfarrer in 
Sinsheim, 

Ehrendomherrn Emanuel Frey, Dekan und Pfarrer an St. 
Stephan in Karlsruhe, 

Monsignore Dr. theol. Josef Müller, Professor an der 

Theologischen Fakultät der Universität Freiburg. 

Ernennungen 

Der Herr Erzbischof hat mit Urkunde vom 3. Dezember 

1990 Herrn Johannes Bold zum Pfarrkuraten der Pfarrkura- 

tie St. Franziskus Neckargemünd, Dekanat Kraichgau, un¬ 

ter Beibehaltung seiner Aufgabe als Pfarradministrator der 
Pfarrei St. Michael Wiesenbach ernannt. 

Mit Wirkung vom 3. Dezember wurde Pfarrer Geistl. Rat 

Franz Knittel zum Pfarradministrator der Pfarrei St. Bar¬ 

tholomäus Neckargemünd-Dilsberg, Dekanat Kraichgau, 
unter Beibehaltung seiner Aufgabe als Pfarrer der Pfarrei St. 
Johannes Nep. Eberbach ernannt. 

Versetzung 

24. Nov.: Jakob Karippai CMI als Vikar zur Vertretung nach 

St. Gallus Wiesloch-Baiertal, Dekanat Wiesloch 

Entpflichtungen 

Mit Wirkung vom 3. Dezember 1990 wurde Herr Johan¬ 

nes Bold von der Aufgabe als Pfarradministrator der Pfarrei 

St. Bartholomäus Neckargemünd-Dilsberg, Dekanat Kraich¬ 
gau, entpflichtet. 

Mit Wirkung vom 14. Dezember 1990 wurde Herr Pater 

Pius Schüler SJ von seiner Aufgabe als Pfarradministrator 
der Pfarrei St. Leodegar und Marzellus Murg-Hänner, De¬ 
kanat Säckingen, entpflichtet. 

Im Herrn ist verschieden 

3. Dez.: Pfarrer i. R. Geistl. Rat Wolfgang Burger, Gen¬ 

genbach, t in Zell a. H. 

Gemeindereferenten 

Versetzung 

1.11. 1990 Ruland Thomas, Mannheim, nach Villingen- 

Schwenningen, St. Fidelis, Dekanat Villingen 

Amtsblatt der Erzdiözese 

Mit dieser Ausgabe ist der Jahrgang 1989/90 des Amts¬ 
blattes der Erzdiözese Freiburg abgeschlossen. Das Inhalts¬ 

verzeichnis wird nach Fertigstellung (voraussichtlich Ende 
Januar/Anfang Februar 1991) als Beilage mit einem Amts¬ 
blatt übersandt. 
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